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Vorwort

Die Nutzung der  nat i-

onalen und regionalen

Potent iale an minera-

lischen Rohstoffen und
der Energieressourcen

ist in den letzten Jahren

verstärkt in das Blickfeld
von Wirtschaft und Poli-

tik gerückt. Vor allem die
weltweit geführte Diskus-
sion um den Klimawandel
trägt dazu entscheidend

bei. So auch in Sachsen-Anhalt - einem Land mit

großer bergbaulicher Tradition und einer beacht-
lichen Wertschöpfung aus dem gegenwärtigen
Bergbau. Es werden aus mehr als 300 Gewin-
nungsstätten Kali- und Steinsalz, Braunkohle,
Erdgas, Baurohstoffe sowie Industrieminerale zur
Versorgung der Wirtschaft gewonnen. Darüber
hinaus sind Kavernen zur Erdgas- bzw. Produkt-
speicherung in wachsender Zahl in Betrieb.

In dem kürzlich vorgestellten Energiekonzept des
Landes kommt den fossilen Energieträgern ne-
ben dem weiteren Ausbau der erneuerbaren En-
ergien weiterhin eine wichtige Rolle zu. Es muss

deshalb umso mehr gelingen, den Kohlendio-

xidausstoß aus den Kraftwerken zu reduzieren.
Für die Entwicklung der Carbon Dioxid Capture
and Storage (CCS)-Technik könnte die noch in
Förderung befindliche Erdgaslagerstätte Altmark
in Deutschland im Rahmen eines Pilotvorhabens

eine Vorreiterrolle übernehmen.

Die Geopotentiale unseres Bundeslandes wer-
den längst nicht nur in der Wirtschaft genutzt,
sondern spielen auch eine Rolle bei der kommu-

nalen Entwicklung, dem Ausbau der Infrastruktur,
der Wasserwirtschaft, der Landwirtschaft und

für den Tourismus. Sichtbar prägen sie auch
die landschaftliche Vielfalt und Schönheit des
Landes.

Die Erforschung und Erkundung des Unter-
grundes sowie des Bodens helfen, Georisiken

frühzeitig zu erkennen und Maßnahmen im Zu-
sammenhang mit dem Klimawandel und dem
Grundwasserressourcen-Management einzulei-

ten. Solche Erkenntnisse sind zugleich unerläss-

lich zur Beurteilung von Langzeitwirkungen bei

großen Bergbau- und Investitionsvorhaben.

Das Landesamt für Geologie und Bergwesen
(LAGB) legt mit seinem Bericht 2007 eine Bi-

lanz über die Arbeit in den Jahren 2005 und
2006 vor. Im Bericht wird deutlich, dass das

Amt zahlreiche und zunehmend kompliziertere

Genehmigungsverfahren zu führen hat, weil die
bergbaulichen Arbeiten in Verbindung mit der

Standortgebundenheit der Lagerstätten nicht
mehr ohne Konflikte mit anderen Nutzungsin-
teressen bzw. Umweltbelangen sind. Dennoch

bleibt eine regionale Rohstoffgewinnung heute

und künftig erforderlich.

Ein zentrales Anliegen des Amtes ist die Gewähr-
leistung der Sicherheit der Betriebe sowie der
Arbeits- und Gesundheitsschutz der im Bergbau

Beschäftigten. Die auf diesem Gebiet erzielten
Ergebnisse können sich sowohl im Bundesver-
gleich als auch im Vergleich mit der sonstigen
gewerblichen Wirtschaft sehen lassen.

Auf den Gebieten des Stilllegungs- und Versatz-
bergbaues verliefen die Maßnahmen weitest-
gehend nach den Planungen. Im Bereich des
untertägigen Altbergbaues musste wie in den
vergangenen Jahren auf unvorhersehbare Scha-
densereignisse reagiert werden.

Die geowissenschaftlichen Fachinformationssys-

teme werden mehr denn je seitens der Fachpla-

nungsbüros und auch von Bürgern beispielswei-
se zur Nutzung der oberflächennahen Geother-
mie nachgefragt.
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Tätigkeitsbericht der Bergverwaltung für die Jahre 2005 / 2006

UWE BERTHOLD, MICHAEL BRANDT, ULF DESSELBERGER, FRANK GARLIPP, GERHARD JOST,

PETER POSCHWALD, UWE SCHAAR & WOLFGANG THIER

Dezernat 41 - Steine- und Erdenbergbau

UWE BERTHOLD & MICHAEL BRANDT

Im Land Sachsen-Anhalt existiert eine Vielzahl

von Lagerstätten der Steine- und Erdenindustrie.
Wirtschaftlich bedeutend sind insbesondere die

Lagerstätten von

• Kiesen und Kiessanden (wichtigster Mas-

senrohstoff des Landes),
• Quarzsanden (u.a. zur Herstellung von

Spezialprodukten),
• Tonen (einschließlich Spezialtonen und

Kaolin für keramische Produkte),
• Kalksteinen (für die Zementproduktion

von überregionaler Bedeutung) und
• Hartgesteinen (z.B. Quarzporphyr, Granit,

Grauwacke),

die in sehr guter Qualität anstehen und gewon-
nen werden.
Das Dezernat 41 beaufsichtigt jedes Unterneh-

men des Steine- und Erdenbergbaues, das den
Regelungen des Bundesberggesetzes unterliegt.

Im Berichtszeitraum oblag den Mitarbeitern des

Dezernates 41 die Aufsicht über ca. 220 Steine-
und Erden betriebe, von insgesamt etwa 330 be-

triebenen Abbauen der Steine- und Erdenindus-

trie in Sachsen-Anhalt. Die in diesen Betrieben
gewonnenen Rohstoffe werden vielfältig einge-
setzt. Ein Schwerpunkt ist dabei der Einsatz von
Kiessanden, Kalk- und Hartgestein als Massen-

rohstoff, insbesondere für die Bauindustrie. In
veredelter Form (z.B. als Splitte) werden diese

Rohstoffe im Straßenbau und als Zuschlagstoffe
für die Betonproduktion genutzt. Kalkstein wird
zusätzlich als Ausgangsstoff für die Soda- und
Zementherstellung sowie auch untergeordnet

als Düngemittel genutzt. Sandstein und Quarz-
porphyr werden nicht nur als Massenrohstoffe
verarbeitet, sondern finden auch als Werksteine

für Verkehrswege, Gebäudefassaden, Denkmals-
bauten sowie als Dekosteine für den Innen- und
Außenbereich Verwendung.
Die in Sachsen-Anhalt gewonnenen Quarzsande

besitzen eine ausgezeichnete Qualität und kön-
nen auch als Ausgangsstoff für die Glasher-
stellung eingesetzt werden. Im Berichtszeit-
raum wurde im Land Sachsen-Anhalt ein neues

Glaswerk errichtet. Um unter anderem dessen

Versorgung mit hochwertigen Quarzsanden zu
sichern, wurden in mehreren Quarzsand -Ge-
winnungsbetrieben umfangreiche Investitionen

vorgenommen.

Tone, Tonstein sowie Kaolin aus Sachsen-Anhalt

werden zur Produktion von Mauer-, Dachziegeln
und Pflasterklinker in der Ziegelindustrie sowie

zu Wand- und Bodenfliesen, Porzellanen und

anderen Produkten der Keramischen Industrie
verarbeitet, aber auch unverarbeitet direkt als

Abdichtmaterial für Deponien und wasserbau-
liche Anlagen z. B. für den Hochwasserschutz
genutzt.
Die Gesamtförderung in den der Bergaufsicht
unterliegenden Betrieben der Steine und Erden-
industrie Sachsen-Anhalts betrug

• 2005: ca. 35,6 Mio t und

• 2006: ca. 38,1 Mio t.

Bergaufsicht und Betr iebsplanverfahren,

sonstige Genehmigungen

Die wichtigsten Aufgaben des Dezernates für die
Ausübung der bergbehördlichen Aufsicht über
die Steine- und Erdenbetriebe umfassen:

• Entscheidungen über die Zulassung von
Haupt-, Sonder-, Abschluss- und fakul-

tativen Rahmenbetriebsplänen,
• Wahrnehmung der Bergaufsicht vor Ort

in den Betrieben, die dem Bundesberg-

gesetz (BBergG) unterliegen,
• Umsetzung der einschlägigen Bergver-

ordnungen,

• Entscheidungen über bergrechtliche An-
ordnungen nach BBergG,

• Entscheidungen über die Genehmigung
nach weiteren, in die Zuständigkeit des
LAGB fallenden Rechtsvorschriften, wie



nach dem Umweltrecht, dem technischen

und sozialen Arbeitsschutz, dem Spreng-
stoffrecht sowie dem Gefahrstoff- und

Chemikalienrecht,
• Überwachung der Einhaltung der sons-

tigen, in die Zuständigkeit des LAGB fal-
lenden gesetzlichen Bestimmungen in

den Betrieben des Aufsichtsbereiches,

• Entscheidungen über die Erteilung was-
serrechtlicher Erlaubnisse für Gewässer-
benutzungen sowie die Registrierung

und Beantwortung von Anzeigen zum

Umgang mit wassergefährdenden Stof-
fen in Betrieben die dem BBergG unter-

liegen,

• Entscheidungen über die Erteilung na-
turschutzrechtlicher Eingriffsgenehmi-

gungen,

• Untersuchungen von Unfällen und Be-
triebsereignissen.

Durch die Mitarbeiter des Dezernates 41 wurden

im Rahmen der Wahrnehmung der Bergaufsicht

gemäß § 69 BBergG im Jahr 2005 --> 256 und im
Jahr 2006 -› 280 Befahrungen in den einzelnen

Bergbaubetrieben durchgeführt. Diese dienen in
erster Linie der präventiven Kontrolle der Sicher-
heit und Ordnung in den Betrieben, der Einhal-

tung gesetzlicher und genehmigungsrechtlicher

Bestimmungen sowie des Arbeitsschutzes vor
Ort und der Betriebssicherheit. Dabei mussten

im Berichtszeitraum auch zwei Unfälle (je einer
2005 und 2006) untersucht werden.

Eine weitere Hauptaufgabe des Dezernates 41

besteht in der Prüfung und Zulassung der durch
die Unternehmer eingereichten Betriebspläne.
Hier muss zwischen Haupt-, Sonder-, Rahmen-

und Abschlussbetriebsplänen unterschieden
werden. Die nachfolgende Tabelle verdeutlicht,

wie viele Betriebspläne (einschließlich deren Ver-
längerung, Ergänzung oder Änderung) geprüft
und zugelassen wurden:

Tab. 1: Betriebsplanzulassungen des Dezernates 41.

Betriebsplanzulassungen 2005 2006
Hauptbetriebspläne 109 95
Rahmen- und Sonderbetriebspläne 23 19
Abschlussbetriebspläne 13 6
Gesamt 145 120

Abb. 1: Quarzsandtagebau Lehof bei Quedlinburg, WOLFF & MÜLLER Baustoffe GmbH (Foto: Stedingk, LAGB).



Neben den Entscheidungen nach BBergG wer-

den durch die Mitarbeiter des Dezernates 41 für
die Unternehmen des Steine-  und Erdenberg-

baues weitere Entscheidungen getroffen, die auf

der Grundlage spezialgesetzlicher Regelungen

in die Zuständigkeit der Bergbehörde fallen.
Exemplarisch seien hier Entscheidungen nach

dem Wasserrecht  (2005:  25 Entscheidungen;

2006:  10 Entscheidungen) und Sprengrecht

(ausschließlich für Tagebaue, 2005: 72 Entschei-
dungen;  2006:  102 Entscheidungen) genannt.

Ausblick

Die sichere und recht lich geordnete Bet r iebs-

führung mit vom LAGB zugelassenen Betrieb-
splänen und den ggf. erforderlichen Genehmi-
gungen nach anderen Rechtsgebieten sowie die

Bergaufsicht vor Ort mit Gesprächen und Bera-
tungen in rechtlichen und arbeitssicherheit lichen

Angelegenheiten mit dem Unternehmer, den Be-

schäftigten und ggf. betroffenen Bürgern sowie
die mindestens jährlich einmal durchgeführten
Betriebskontrollen bleiben weiterhin die wichtigs-

ten Aufgaben. Die Mitarbeiter des Dezernates 41

setzen sich verstärkt dafür ein, die Sicherheit für
die Beschäftigten in den Betrieben vor Ort zu
erhöhen, das Unfallrisiko zu mindern, die Aus-
wirkungen der Betriebstätigkeiten auf die Umwelt
und die bet roffenen Menschen in der Nachbar-

schaft der Betriebe zu minimieren und die recht-

lichen Vorgaben, die z. B. durch Grenzwerte für
Luft, Lärm, Erschütterungen u.s.w. in Rechtsvor-
schriften und sonst igem technischen Regelwerk

bestimmt sind, sicher einzuhalten. Die im letzten

Bericht vorausgesehene Erforderlich keit der An-

passung landschaftspflegerischer Begleitpläne
wird sukzessive auf Grundlage von Forderungen

des LAGB, die auch in Nebenbest immungen zu

den Bet r iebsplanzulassungen form uliert  sind,

durch die Unternehmen realisiert .

Eine künftige Schwerpunktaufgabe wird die kon-
sequente Berücksichtigung der bodenschutz-
recht lichen Vorschriften in den Bet r ieben des

Steine- und Erdenbergbaues sein. Insbesondere

im Kontext  m it  der Entscheidung des Bundes-

verwaltungsgerichtes vom 14. April 2005 - dem

sogenannten „Tongrubenurteil" - ist es erforder-
lich, die Betriebsplanzulassungen zur Verfüllung
von Tagebauen zur Wiedernutzbarmachung mit

mineralischen Abfällen zur Verwertung der aktu-
ellen Rechtslage anzupassen. Problematisch da-

bei ist, dass das gesetzliche und untergesetzliche

Regelwerk keine abschließenden Regelungen
enthält, sondern ein schwieriger Entscheidungs-
und Ermessensspielraum für den behördlichen
Vollzug gegeben ist, insbesondere was die Frage

der Altgenehmigungen hinsicht lich des recht -

lichen Bestandsschutzes anbelangt. Diesem un-

befriedigenden Zustand soll durch eine einheit-

liche Bundesverordnung abgeholfen werden. Bis

dahin sind durch die Bergbehörde Einzelfallent-
scheidungen zu treffen. Diese werden auf Grund-

lage des BBergG und unter Berücksichtigung der
Regelungen des Bundesbodenschutzgesetztes

und der Bundes-Bodenschutzverordnung sowie

der LAGA-Mitteilungen Nr. 20 - "Anforderungen

an die stoffliche Verwertung von mineralischen

Abfällen - Technische Regeln" - in der aktuellen
Fassung 2003 /  2004 getroffen. Bei geogen oder

anthropogen bedingten Hintergrundbelastungen

können im Sinne von § 9 Abs. 2 und 3 BBod-
SchV Einzelfallentscheidungen get roffen wer-

den. Dazu müssen durch die Unternehmen die
entsprechenden Nachweise erbracht  werden,

die dann im Verfahren zu beurteilen sind. Für die
Verfüllung von Tagebauen dürfen damit in der
Regel nur Bodenmaterialien eingesetzt werden.

Die Verwertung von aufbereitetem Bauschut t ,

der die Anforderungen zum Boden- und Grund-

wasserschutz erfüllt, kann als Ausnahme für
betriebstechnische Zwecke (Fahrstraßen, Bö-
schungssicherung)zugelassen werden.

Dezernat  42 - Braunkohlenbergbau

UWE SCHAAR

Im Braunkohlenbergbau des Landes Sachsen-

Anhalt standen im Berichtszeitraum 2005 /  2006

insgesamt 27 bergbauliche Betriebe unter Auf-

sicht  des LAGB.

Im Bereich des akt iven Gewinnungs-Bergbaus

sind zwei Bergbauunternehmen tätig. Die MIB-
RAG mbH (Mit teldeutsche Braunkohlengesell-

schaft mbH in Theißen) betreibt im südlichen
Sachsen-Anhalt den Tagebau Profen einschließ-
lich eines zentralen Werkstat t -  und Lagerkom-

plexes mit einer umfänglichen Grubenbahn, die
drei Kraftwerke Deuben, Mumsdorf und Wählitz
sowie den Veredlungsstandort Deuben mit einer



kombinierten Brikett- und Staubfabrik. Die RO-

MONTA GmbH in Amsdorf gewinnt westlich der

Stadt Halle im Tagebau Amsdorf eine bitumen-
haltige Braunkohle, aus der mit einem Extrak-

tionsverfahren sogenanntes Rohmontanwachs

hergestellt wird. Zum Komplex der ROMONTA

gehört neben dem Tagebau und der Montan-
wachsfabrik auch ein Kraftwerk, in dem die ex-

trahierte Braunkohle zur Erzeugung von Prozess-

dampf und Strom verfeuert wird.
Für den Bereich des Sanierungsbergbaus ist in
Sachsen-Anhalt die LMBV (Lausitzer und Mit-

teldeutsche Braunkohlen -Verwaltungsgesell-

schaft mbH, Sanierungsbereich Sachsen-Anhalt
in Bitterfeld) als ein Unternehmen der Öffent-
lichen Hand und im Besitz des Bundes zuständig
und hat 9 stillgelegte Tagebaue und 10 Vered-
lungsstandorte gemäß der im Bundesberggesetz
festgelegten Pflichten zu gestalten und gefahrlos
zu stellen, die im Zuge der Deutschen Einheit

nicht privatisiert werden konnten. Die LMBV ist

für die Sanierung der nicht privatisierten Bereiche
der bergrechtlich verantwortliche Bergbauunter-

nehmer und Projektträger.
Im Braunkohlenbergbau des Landes Sachsen-

Anhalt waren im Berichtszeitraum etwa 2100 Ar-

beitnehmer (ohne Sanierungsgesellschaften) be-

schäftigt.

Bergaufsicht und Betr iebsplanverfahren,

sonstige Genehmigungen

Die bergbehördliche Aufsicht über den Braun-
kohlenbergbau im Land Sachsen-Anhalt wur-

de im Berichtszeitraum durch das Dezernat 42

ausgeübt. Zusätzlich wurden im Dezernat als
Querschnittsaufgabe sämtliche immissions-
schutzrechtlichen Aufgaben im Bereich des

Übertagebergbaus wahrgenommen.
Zu den Aufgaben des Dezernates gehören im
Wesentlichen:

• Entscheidungen über die Zulassung der
von den Bergbauunternehmen vorzule-

genden bergrechtlichen Haupt-, Sonder-,
Abschluss- und fakultativen Rahmenbe-

triebspläne im Bereich des Braunkohlen-
bergbaus,

• Entscheidungen nach den einschlägigen
Bergverordnungen,

• Wahrnehmung der Bergaufsicht gemäß
§ 69 BBergG in den Betrieben vor Ort,

• Entscheidungen über Genehmigungen
nach weiteren, in die Zuständigkeit des
LAGB fallenden gesetzlichen Bestimmun-

gen, wie etwa dem Wasser-, Naturschutz-

oder Strahlenschutzrecht, sowie die den

Bergbau betreffenden Vorschriften zum
technischen und sozialen Arbeitsschutz

und die Überwachung der Einhaltung die-
ser Rechtsvorschriften in den Betrieben

des Aufsichtsbereiches,
• Untersuchung von Unfällen und Be-

triebsereignissen; Erforschung von

Straftaten als Ermittlungsbeamte der
Staatsanwaltschaft; Durchführung von
Ordnungswidrigkeiten -Verfahren,

• Wahrnehmung von immissionsschutz-
rechtlichen Aufgaben für den Bereich
des übertägigen Bergbaus auf Braun-
kohle und Steine/Erden im Land Sach-

sen-Anhalt, wie etwa die Durchführung
nichtförmlicher Genehmigungsverfahren,
Entscheidungen über innmissionsschutz-
rechtliche Anordnungen und Maßnahmen
sowie die Überwachung von genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen im Aufsichts-
bereich.

Es wurden im Rahmen der bergaufsichtlichen
Kontrolltätigkeiten im Jahr 2005 62 Befah-

rungen sowie im Jahr 2006 74 Befahrungen
durchgeführt. Ferner erfolgten im Rahmen
der immissionsschutzrechtlichen Aufsicht im
Jahr 2005 17 und in 2006 14 Betriebsbe-

fahrungen:

Tab. 2: Betriebsbefahrungen des Dezernates 42.

Aufsichtstätigkeit 2005 2006

Bergaufsicht in Tagebauen 33 43

Bergaufsicht übertage 29 31

Bergaufsicht gesamt 62 74

Aufsicht nach dem BlmSchG" 17 14

Gesamt 79 88

* Bundes-lmmissionsschutzgesetz

Als Ausdruck eines in den Betrieben erreichten
sehr hohen arbeitssicherheitlichen Standards

war im Berichtszeitraum die Untersuchung von

Unfällen oder besonderen Vorkommnissen im
Dezernat 42 nicht erforderlich.



Tab. 3: Unfalluntersuchungen des Dezernates 42.

Unfalluntersuchungen 2005 2006

Untersuchung von Unfällen und
0 0

besonderen Vorkommnissen

Einen weiteren Schwerpunkt der bergbehörd-
lichen Arbeit stellt das Betriebsplanzulassungs-

verfahren mit dem von den Unternehmern aufzu-

stellenden bergrechtlichen Betriebsplänen dar,
einschließlich deren Verlängerung, Ergänzung
oder Abänderung. Im Berichtsjahr 2005 wurden
durch die Bediensteten 47 und im Berichts-

jahr 2006 40 Betriebsplanzulassungen erteilt:

Tab. 4: Betriebsplanzulassungen des Dezernates 42.

Betriebsplanzulassungen 2005 2006

Hauptbetriebspläne 5 3

Sonderbetriebspläne 11 8

Abschlussbetriebspläne 31 29

Gesamt 47 40

Einen Überblick über die sonstigen Verwaltungs-
entscheidungen nach anderen Rechtsgebieten,

die in die Zuständigkeit der Bergbehörde fallen,
gibt Tab. 5.

Akt iver Braunkohlenbergbau

Die bergbehördliche Arbeit im Berichtszeitraum
2005 / 2006 war im Bereich des aktiven Braun-

kohlenbergbaus durch die Zulassung und Kon-

trolle der laufenden Arbeiten in den Tagebauen,

Veredlungsbetrieben und bergbaueigenen Kraft-

werken sowie in der Begleitung folgender beson-

derer Schwerpunkte betrieblicher Maßnahmen
gekennzeichnet:

Die MIBRAG entwickelte im Tagebau Profen

den weiteren Aufschluss des neuen Baufeldes

Schwerzau. Nach dem Beginn der Auf schluss-

baggerung im Januar 2004 konnte im März 2006
die erste Braunkohlengewinnung im 2. Schnitt

aufgenommen werden.  Berei ts im  Dezem-

ber 2005 war die erste Ausbaustufe des neuen

Massenverteilers für das Abbaufeld Schwerzau
in Betrieb gegangen. Mit der Inbetriebnahme von

zunächst 3 Abraum- und 2 Kohlebändern wur-
den die Voraussetzungen für die Trennung und
Weiterleitung von Abraum- und Kohleströmen
aus den einzelnen Schnitten geschaffen. Die Fer-

tigstellung des gesamten Massenverteilers mit

einem Investitionsvolumen von mehr als 33 Mil-

lionen Euro wird bis Ende 2008 abgeschlossen

sein. (s. Abb. 2)

Die weitere Großinvestition im Wert von etwa
20 Mi l l ionen Euro schloss die MIBRAG im

Juni 2006 ab. Der aus dem tschechischen Ta-

gebau Sverma reimportierte Schaufelradbagger

vom Typ SRs 2000 wurde in Betrieb genommen,

nachdem er in Einzelteilen angeliefert, mit tech-

nischen Modifizierungen seit dem Sommer 2004

wieder aufgebaut, erprobt und vom LAGB ab-

genommen worden war. Dabei erhielt er eine

Verlängerung des Radauslegers, einen neuen
Schaufelradkopf mit neuem Schaufelradgetriebe,

sowie eine komplette Erneuerung der Steuerung,

Elektrotechnik und schmiertechnischen Ausrüs-

Tab. 5: Sonstige Verwaltungsentscheidungen des Dezernates 42.

Rechtsgebiet Art der Entscheidung 2005 2006

Arbeitszeit Ausnahmen vom Verbot der Sonntagsarbeit nach ArbZG 30 32

Wasserrecht Wasserrechtliche Erlaubnisse nach WG LSA 6 4

Anzeigen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nach
VAwS LSA / Eignungsfeststellungen nach WG LSA

- 1

Imnissionsschutz Anzeigen nach §15 BlmSchG 4 5

Vorzeitiger Beginn gemäß § 8a BlmSchG 1 1

Wesentliche Änderung gemäß §16 Abs.1 und 2 BlmSchG 7 2

Änderungen gemäß §16 Abs.4 BlmSchG 2 6

Ausnahmegenehmigungen nach § 33 der 13.B1mSchV 1 -

Betriebssicherheit Anerkennung befähigter Personen nach § 14 BetrSichV - 1

Strahlenschutz Anzeigen/Genehmigungen/Änderungen nach StrISchV/RöV* 7 7

Gammaradiografieanzeigen 16 32

*Strahlenschutzverordnung / Röntgenverordnung (StrISchV / RöV)



Abb. 2: Massenverteiler Schwerzau im Tagebau Profen, MIBRAG mbH (Foto: FAM GmbH, Magdeburg)

Abb. 3: Schaufelradbagger SRs 2000 - Bg.1580 im Baufeld Schwerzau des Tagebaues Profen, MIBRAG mbH

(Foto: MIBRAG mbH, Theißen). •



tung. Das Gerät wird im 1. Abraumschnitt des
Baufeldes Schwerzau zur Abraumbeseitigung

eingesetzt. (s. Abb. 3)

Aus dem Bereich Veredlung / Kraftwerke ist be-
sonders über Tätigkeiten in den MIBRAG-Kraft-
werken Deuben und Mumsdorf zur Anpassung

und Erneuerung von wichtigen Baugruppen der

Kohlestaubfeuerung, Ausbrandluftebenen und

Verdampferrohre aller Dampfkessel zu berichten.
Diese Arbeiten erfolgten im durchgehenden 3-

Schicht -Betrieb unter Baustellenbedingungen

mit ca. 7 Gewerken und dem ununterbrochenen
Betrieb der übrigen Kesselanlagen, um die engen
Werksvorgaben einhalten zu können. Im Kraft-
werk Wählitz erfolgte die Umstellung des Reser-
vedampferzeugers und des Heißwasserkessels
auf leichtes Heizöl. Wegen der Stundung der Bri-
kettfabrik Deuben war an den Gurtbandförderern
19a und 35 die Errichtung und Inbetriebnahme

neuer bzw. anderen Orts umgesetzter Entstau-
bungsanlagen auszuführen. Des Weiteren er-
folgte die Mitarbeit des Dezernates am Konzept
zur Durchführung der Gefährdungsbeurteilung
und sicherheitstechnischen Bewertung von Ar-
beitsmitteln und überwachungsbedürftigen An-
lagen gemäß der Betriebssicherheitsverordnung
für den Veredlungsbereich der MIBRAG.
Im Tagebau Amsdorf der ROMONTA wurde die

Abraumbeseitigung und Kohlegewinnung im Be-
richtszeitraum planmäßig durchgeführt. In der
Montanwachsfabrik Amsdorf wurde eine Ver-
suchsanlage zur Herstellung von Wachsdisper-

sion DW 50 Plus einschließlich eines Tanklagers
errichtet und in Betrieb genommen, nachdem die
wasserrechtliche Eignungsfeststellung getroffen

werden konnte. Mit dieser Anlage musste außer-
dem ein neuer Personen- und Lastenaufzug in

die vorhandene Altbausubstanz des Werksge-

bäudes integriert werden. (s. Abb. 4)
Zur Prüfung von Geräten und Schutzsystemen
(Ex -Schutz) wurde einer befähigten Person des
Bereiches Technische Dienste die vom Unter-

nehmen beantragte behördliche Sachverstän-
digenbenennung erteilt.

Braunkohlesanierung

Die bergbaulichen Arbeiten und Maßnahmen zur
Einstellung und Wiedernutzbarmachung der Ta-
gebaue und Veredlungsstandorte der LMBV ver-

liefen in 2005 / 2006 weitestgehend planmäßig.
Im Tagebau Wulfersdorf erfolgten zur Sicherung

der Endböschungen weitere Erdbauarbeiten
und Fallplattenverdichtungen in den oberen Bö-
schungsabschnitten. Inzwischen ist durch Eigen-

wasseraufgang in dem Restloch ein Wasserstand

von 53,00 m HN (Stand 31.12.2006) erreicht. Die

bergmännischen Sanierungsarbeiten im Tagebau
Nachterstedt wurden im 2. Halbjahr 2005 nach

Abschluss der Rütteldruckverdichtungsarbeiten
zur Böschungssicherung an der Halde 3 im We-
sentlichen beendet. Der aufgehende Wasser-
spiegel im Restloch stand zum Jahresende 2006

bei 76,30 m HN. Im Tagebau Gräbern wurde im
Berichtszeitraum die Böschungsendgestaltung
am Restloch abgeschlossen. Noch nicht been-

det sind Restarbeiten zum Rückbau der nicht
nachgenutzten Tagesanlagen. In Folge der seit

Anfang 2004 zur Gewährleistung der Böschungs-
standsicherheit durchzuführenden Fremdflutung
des Restloches wurde zum Jahresende 2006 ein
Wasserspiegel von 81,26 m HN erreicht.

Die Fremdflutung des Tagebaues Mücheln wur-
de im Berichtszeitraum ebenfalls planmäßig
weitergeführt. Im November 2005 erfolgte als
weitere Etappe der Flutungsbeginn für das Teil-
restloch Braunsbedra und seit August 2006 der
Flutungsbeginn im letzten Teilfeld, dem Südfeld.
Zum 31. Dezember 2006 wurde in den nördlichen
Baufeldern des entstehenden Geiseltalsees ein

Wasserspiegel von 85,57 m HN erreicht. Die noch
erforderlichen bergbaulichen Sicherungs- und

Gestaltungsarbeiten (Endgestaltung von Teilbö-
schungsbereichen, Rückbau baulicher Anlagen
sowie umfangreiche Altlastenrückbau- und -si-
cherungsarbeiten) wurden im Berichtszeitraum

weitestgehend planmäßig fortgeführt. Als zuneh-
mend problematisch für Aufwand, Durchführung
und Sicherheitsmaßgaben erwiesen sich Vorga-
ben und Restriktionen von zwischenzeitlich er-
folgten naturschutzrechtlichen Unterschutzstel-

lungen bestimmter Tagebauflächen. Am 27. Feb-
ruar 2006 erfolgte mit der Grundsteinlegung für
die neue „Marina Mücheln" der Baustart für ein
erstes größeres Hafenprojekt am zukünftig größ-
ten See Sachsen-Anhalts. (s. Abb. 5)
Im Bereich des Tagebaues Goitzsche be-

schränkten sich die bergbaulichen Arbeiten im
Wesentlichen auf das Niedrighalten des erreichten
Endwasserspiegels durch die temporäre Pump-
station am Pegelturm und auf den Baubeginn für
das Auslaufbauwerk zur freien Anbindung der
neu entstandenen Seenlandschaft an die Vorflut

Die erdbautechnischen Maßnahmen wurden bis



Abb. 4: Wachsdispersion DW 50 -Tanklager in der Montanwachsfabrik Amsdorf, ROMONTA GmbH (Foto: Esters, LAGB)

Abb. 5: Blick über den entstehenden Geiseltalsee (Foto: Thomae, LAGB 2007)

Abb. 6: Kalkbrennanlagen im Kalkwerk Rübeland, Fels -Werke GmbH (Foto: Fels -Werke GmbH, Goslar)



auf geringe Restarbeiten (abschnittsweise Bö-
schungsendgestaltung und Verbindungsgräben
zu mehreren kleineren Restlöchern) zwischen-
zeit lich abgeschlossen.

In den Tagebauen Merseburg-Ost, Köckern, Gol-
pa-Nord sind alle bergbaulichen Arbeiten und

Maßnahmen im Wesentlichen abgeschlossen.
Schwerpunkte der Sanierungsarbeiten stellten

hier -  neben Anpflanzungen und Pflegearbeiten

sowie böschungserhaltenden Maßnahmen - die
Einhaltung der Flutungsvorgaben dar.

Im Tagebaurestloch Lochau wurde die Verfül-
lung des Westschlauches im  Berichtszeit raum

weitergeführt. Zum Bereich Ostschlauch sind
die aufgrund der geänderten abfallrechtlichen
Best immungen seit  Einstellung des Deponiebe-

triebes am 31. Mai 2005 notwendig gewordenen

Abst immungen zwischen allen Beteiligten noch

nicht abgeschlossen, um die Deponie einer ord-

nungsgemäßen endgültigen Sicherung zuzufüh-
ren und die abschließende bergbauliche Gestal-
tung des Tagebaurest loches zu regeln.

I n den ehem aligen Veredlungsbereichen der

LMBV sind die Arbeiten an der Tagesoberflä-
che der meisten Standorte weitestgehend abge-

schlossen. Durch die LMBV werden gegenwärtig
Dokumentat ionen zur Beendigung der Bergauf-

sicht  erstellt . An geplanten Gewerbestandorten

wurde auf der  Grundlage der  gem eindlichen

Bauleitplanung bereits für Teilflächen der ehe-
m aligen Standorte das Ende der Bergaufsicht

festgestellt . An verschiedenen Standorten ha-

ben sich aufgrund der jahrzehntelangen berg-

baulichen Nutzung unter- und über Tage kom-
plizierte Boden- und Grundwasserverhältnisse
eingestellt, die weiterer Überwachung bedürfen.
Vom Dezernat 42 wurden an den Standorten der

ehem aligen Schwelereien Profen und Deuben

die Arbeiten und Maßnahmen der LMBV zur
Grundwassersanierung, zum  Monit or ing und

zur Untersuchung von natürlichen Schadstoff-
abbauprozessen (Natural-Attenuat ion) aufsicht-

lich begleitet .

I m m issionsschutz

Als im m issionsschutzrecht liche Querschnit t s-

aufgabe für den Übertagebergbau wurden die
Emissionsdaten für 56 genehmigungsbedürf-
t ige Anlagen im  Aufsicht sbereich des LAGB

entsprechend der Verordnung über Emissions-
erklärungen und Emissionsberichte mit der Web-

Anwendung EE Online im Jahr 2005 erfolgreich

erfasst und kontrolliert .

Der Einsatz von Altöl in verschiedenen Kalk-
brennanlagen der Kalkwerke „Rübeland" und
„Kaltes Tal" der Fels -Werke GmbH in Rübeland
bildete in der immissionsschutzrechtlichen Über-
wachungstätigkeit gemäß § 52 BimSchG einen
wesentlichen Schwerpunkt für das Dezernat 42.
Die Betriebe der Braunkohlekraftwerke Deuben,

Mumsdorf und Wählitz der MIBRAG zur Mitver-
brennung von Klärschlamm und Tiermehl als Er-
satzbrennstoffe wurden genehmigungsrecht lich

an die Vorschriften der Verordnung über die Ver-
brennung und die Mitverbrennung von Abfällen
(17. BlmSchV) sowie an die Vorschriften der Ver-

ordnung über Großfeuerungs- und Gasturbinen-
anlagen (13. BlmSchV) für die Kohleverbrennung
angepasst. (s. Abb. 6)

D e z e r n a t  4 3  -  B e s o n d e r e  V e r f a h r e n s -

ar t en

ULF DESSELBERGER

Dem Dezernat 43 obliegt die Durchführung von
bergrecht lichen Planfeststellungsverfahren ein-

schließlich Umweltverträglichkeitsprüfung und
Öffentlichkeitsbeteiligung, die Durchführung von
förmlichen Verwaltungsverfahren nach Umwelt-
recht einschließlich Umweltverträglichkeitsprü-
fung und Öffentlichkeitsbeteiligung, die Führung
von Grundabtretungsverfahren in Zusammenar-

beit mit dem Dezernat D1, die Durchsetzung der

Verordnung über Feldes- und Förderabgaben
(FörderAVO), die Führung der Bergbaustatistik
u. a. nach Unterlagen -Bergverordnung (Unterla-

genBergV) sowie die Beratung von Industriever-

bänden, der Wirtschaft und Privatpersonen zu
Fragen des Bergrechts in Sachsen-Anhalt .

Planfeststellungsver fahren

Der maßgebliche Schwerpunkt im Arbeitsbereich
Planfeststellungsverfahren war im Berichtszeit-

raum 2005 fokussiert auf das Planfeststellungs-

verfahren zur Erweiterung der Salzhalden des

Kaliwerkes Zielitz der K+ S KALI  GmbH. Es wa-

ren zahlreiche weiterführende Abstimmungsge-
spräche erforderlich. Dabei ging es vor allem um



LAG

die Vermeidung des Eintrages salzhaltiger Halden-

wässer in das Grundwasser als anlagenbedingte
Wirkung (Emissionsvermeidungsmaßnahmen -
EVM-Konzept). Hierzu fanden auch Diskussionen

und Abstimmungen mit den Wasserbehörden
statt. Die umfangreichen Ausgleichs- und Er-

satzmaßnahmen waren unter Berücksichtigung
des EVM-Konzepts für die Konkretisierung der
Einzelmaßnahmen zusammen mit den Natur-
schutzbehörden und den nach § 60 BNatSchG
anerkannten Vereinen abzustimmen. Das Verfah-

ren konnte mit dem Planfeststellungsbeschluss

vom 04.10.2005 abgeschlossen werden.

Neben diesem Verfahren wurden parallel zahl-

reiche weitere bergrechtliche Planfeststellungs-

verfahren für den Steine- und Erden -Bergbau
geführt. Wegen der im Verfahren für die Hal-
denerweiterung Ziel i tz und in verschiedenen

Grundabtretungsverfahren gebundenen Arbeits-

kapazitäten konnten im Berichtszeitraum 2005
jedoch nur zwei Steine- und Erden -Vorhaben

durch Planfeststellungsbeschluss abgeschlos-

sen werden. Es handelte sich dabei um die Kies-

sandtagebaue Hohengöhren (Bergwerkseigen-
tum) und Schladebach. Zum Jahresende 2005

waren demnach insgesamt 27 Verfahren für
Steine- und Erden -Vorhaben anhängig.
Daneben konnten in 2005 drei Planänderungen
mit Planänderungsbeschluss genehmigt werden.
Es handelte sich hierbei um die Planänderung
für den Nasskiestagebau Gröningen wegen Än-
derung der Wiedernutzbarmachungsplanung im

Bereich der Tages- und Aufbereitungsanlagen,

für die Erweiterung des Baufeldes B2 des Kies-
sandtagebaus Trabitz/Sachsendorf/Schwarz

und für die Rostschlackezwischenlagerung im
Rahmen des Betriebes des Dampferzeugers 5

des Industriekraftwerkes Amsdorf.

Für die Vorhaben Kiessandtagebau Roßla-Nord,
Kiessandtagebau Deersheim-Nord, Kalksteinta-

gebau Kroppenstedt-Süd sowie Sandtagebau
Gardelegen - Großer Gotteskasten konnte 2005
die Zulassungen des vorzeitigen Beginns ausge-

sprochen werden.

2006 nahm das Geschäft im Bereich bergrecht-
licher Planfeststellungsverfahren für Vorhaben
des Steine- und Erden - Bergbaus wieder an

Fahrt auf. Es konnten für insgesamt sieben Vor-
haben Planfeststel lungsbeschlüsse gefert igt
werden. Es handelte sich dabei im Einzelnen um

die Kiessandtagebaue Heiligenfelde -Ost, Tra-

bitz/Sachsendorf/Schwarz-Baufeld B3, Roßla-
Nord, Deersheim-Nord und Badeborn sowie den

Kalksteintagebau Farnstädt-Süd und den Hart-
gesteinstagebau Mammendorf. Zum Jahresen-

de 2006 waren demnach insgesamt 22 Verfahren

für Steine- und Erden -Vorhaben anhängig.
Daneben konnten in 2006 zwei Planänderungen
mit Planänderungsbeschluss genehmigt werden.
Es handelt sich hierbei um die Planänderung für
die alternative Entsorgung von Rostschlacke im

Rahmen des Betriebes des Dampferzeugers 5

des Industriekraftwerkes Amsdorf und um die

Planänderung für die Errichtung einer Unterstell-
halle im Kiessandtagebau Dixförda.
Zulassungen des vorzeitigen Beginns wurden in

2006 nicht erteilt.

Förmliche Verfahren nach Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz

Im Berichtszeitraum war kein förmliches Ver-
fahren nach Bundes-lmmissionsschutzgesetz

anhängig. In zwei Verfahren zur wesentlichen
Änderung der genehmigungspf l icht igen An-
lagen „Kraf twerk Mumsdorf " und „Kraf twerk
Deuben" der MIBRAG Industriekraftwerke Be-

triebs GmbH zur Änderung der Mitverbrennung
von Klärschlamm wurde zwei Anträgen gemäß
§ 16 Abs. 2 BlmSchG stattgegeben, nach deren
Prüfung auf die Öffentlichkeitsbeteiligung und
Auslegung der Antragsunterlagen im Rahmen

des Genehmigungsverfahrens verzichtet werden

konnte. Darüber hinaus wurden sieben Anzeigen
nach § 15 BlmSchG sowie ein Verlängerungs-
antrag für die GTS GmbH im Zusammenhang
mit dem Umschlagen, Lagern und Behandeln

von Abfällen im ehemaligen Kalibergwerk Teut-
schenthal bearbeitet.

Grundabtretungsverfahren

Im Berichtszeitraum 2005/2006 war eine Viel-

zahl von Grundabtretungsverfahren zu führen.
Die steigende Tendenz der Vorjahre 2003/2004

hielt insoweit an. Hierbei konnten 2005 neun

Grundabtretungsverfahren nach einer gütlichen
Einigung zwischen Antragstellerin und Grund-

stückseigentümer eingestellt werden. Infolge
Klagerücknahme wurde ein Grundabtretungs-
beschluss aus 2003 für den Kalksteintagebau
Förderstedt rechtskräftig. Zwei laufende Verfah-



ren wurden 2005 mit Grundabtretungsbeschluss

abgeschlossen. Es handelte sich zum Einen um

das Verfahren zur Sicherung des Weiterbetriebs
des Braunkohletagebaus Profen sowie zum An-

deren um das Verfahren zur Weiterführung des
Kiessandtagebaus Frose/Aschersleben. Gegen

beide Beschlüsse wurde jedoch Klage erhoben.
In einem weiteren Verfahren (hier: Quarzsandta-

gebau Petersberg) wurde in 2005 die vorzeitige

Besitzeinweisung erteilt. Zum Jahresende 2005

waren insgesamt zehn Grundabtretungsverfah-
ren anhängig.

2006 wurden zwei Anträge auf Grundabtretung
zurückgezogen und die hierzu laufenden Verfah-
ren eingestellt. Infolge Klagerücknahme wurde
ein Grundabtretungsbeschluss aus 2005 für den
Braunkohletagebau Profen rechtskräftig. Ein lau-
fendes Verfahren wurde 2006 mit Grundabtre-

tungsbeschluss abgeschlossen. Es handelte sich
hierbei um den Beschluss für die Weiterführung
des Porphyrtagebaus Petersberg (Einräumung
des Betretungsrechts gemeindlicher Grundstücke
für Absperrmaßnahmen bei der Durchführung von
Sprengungen) gegen den jedoch Klage erhoben

wurde. Zum Jahresende 2006 waren insgesamt

elf Grundabtretungsverfahren anhängig.

Feldes- und Förderabgabe

Feldes- und Förderabgaben wurden in Sach-
sen-Anhalt in der Zeit vom 01.01.2002 durch die

Befreiung nach § 15 FörderAVO für den Zeitraum
bis 31.12.2006 nicht erhoben. Die Tätigkeit kon-
zentrierte sich - da die Überprüfung der feldes-
abgabepflichtigen Betriebe bereits 2004 abge-

schlossen wurde - somit auf die Überprüfung der
im Rahmen der Entrichtung der Förderabgabe
bis Ende 2001 angefallenen Unterlagen.

Hierbei wurden zahlreiche bisher nicht abge-

schlossene Vorgänge abgearbeitet und Abga-
beforderungen an säumige abgabepflichtige
Unternehmen gerichtet. Die Prüfungen der För-
derabgabeakten konnte damit 2005 jedoch noch

nicht abgeschlossen werden, so dass diese auch
im Folgejahr 2006 einen nicht unbeträchtlichen
Teil der Arbeitskapazität beanspruchte, hier ins-
besondere infolge der Prüfung von Zahlungsein-
gängen und ggf. erforderlich werdenden Säum-
niszuschlagsberechnungen sowie der Erhebung

von Säumniszuschlägen.

Bergbauliche Statistik

In den Jahren 2005 und 2006 wurde weiter an

der Verbesserung der Aussagekraft der nach

Unterlagenbergverordnung geführten Statistiken
gearbeitet. So wurde zum Einen die als Grundla-
ge für die Erhebung der betrieblichen Daten ge-
nutzte Datenbank entsprechend gepflegt. Zum

Anderen war es - wie bereits in den Vorjahren

2003/2004 - erforderlich, fehlende Meldungen

mit erheblichem Aufwand mittels Mahnung, ggf.
auch Mehrfachmahnung der Unternehmen bzw.

auch durch telefonische Nachfragen bei den mel-
depflichtigen Unternehmen einzuholen, da eine

Vielzahl von Unternehmen, hier insbesondere im

Steine- und Erden -Bereich, nach wie vor den
Berichtspflichten nicht oder nur unvollständig
nachkommen; erfreulich ist in diesem Zusam-

menhang, dass - über die letzten vier Jahre
betrachtet - die Anzahl dieser Betriebe stetig

abnimmt. Im Ergebnis des oben beschriebenen

Mehraufwandes wurde somit eine Meldedichte
erzielt, die die Aussagekraft der bergbaulichen

Statistik weiter verbessert.

Eine deutliche Arbeitsentlastung sowohl für
die berichtspflichtigen Betriebe als auch die

Behörden konnte durch die Änderung der Un-
terlagen -Bergverordnung von der quartalswei-
sen auf die jährliche Berichterstattung ab dem
Berichtsjahr 2005 erzielt werden. Im Zuge der

weiteren Optimierung und zur Verbesserung

der „Kundenfreundlichkeit" wurden im ersten
Quartal 2006 die für die Meldungen erforder-
lichen Formulare in die Homepage des LAGB

eingestellt.

Neben den Angaben zur Förderung und Beleg-
schaftsstärke sowie der Flächeninanspruch-
nahme wurden im Dezernat auch Angaben zur

Unfallstatistik verarbeitet und ausgewertet, hier

insbesondere Anzahl der Unfälle, die Informati-
onen zum Unfallhergang und die Schwere eines

Unfalls sowie zur Art und Schwere von Verlet-

zungen.



*

Abb. 7: Firstsicherung in einer Abbaukammer im Steinsalzwerk Bernburg, esco GmbH & Co. KG

(Foto: Stedingk, LAGB)



Dezernat 51 — Untertagebergbau

PETER POSCHWALD

Das Dezernat 51 führt landesweit die Bergauf-
sicht über die Betriebe des Kali -/Salz-, Erz- und
Spatbergbaus, die speziellen Betriebe des unter-

tägigen Versatzbergbaus sowie über die Unter-
tagedeponie Zielitz und das Endlager für radio-
aktive Abfälle Morsleben (ERAM). Die Geschäfte
und Aufgaben erstrecken sich auf die bergbe-

hördliche Aufsicht der dem Berg recht unterste-
henden Betriebe sowie auf die Genehmigung von

Planungen der Betriebe, die die Bereiche des
Umweltrechtes (Abfallrecht, Wasser, Immissi-

onsschutz, Naturschutz), des Strahlenschutzes,
Sprengstoffrechtes, Gefahrstoffrechtes sowie

der technischen Arbeitssicherheit und des so-

zialen Arbeitsschutzes (bündelnde Funktion der
Bergverwaltung) berühren. Einen Überblick über
die Betriebe, die sich im Aufsichtsbereich des

Dezernates 51 befinden, gibt Tab. 6.
Auf Antrag der vorgenannten Betriebe wurden

im Berichtszeitraum 130 Entscheidungen zu Be-
triebsplänen (einschließlich Änderungen, Ergän-

Tab. 6:  Bet r iebe im  Aufsichtsbereich des Dezernates 51.

zungen, Verlängerungen) getroffen und 530 Ge-
nehmigungen auf sonstigen Rechtsgebieten

erteilt. Im Rahmen der Bergaufsicht erfolgten

495 Befahrungen über und unter Tage. Des Wei-
teren wurden im Berichtszeitraum umfangreiche

Aufgaben in Ausschüssen und Arbeitskreisen
wahrgenommen. So wurde u.a. an folgenden

Vorschriften mitgearbeitet:

• Erarbeitung von Grundsätzen für die Aus-
bildung von Sprengberechtigten und der

untertägigen Herstellung von Sprengstof-
fen,

• Überarbeitung der Richtlinie Sprengwe-
sen im Bergbau im Arbeitskreis Spreng-
wesen des Länderausschusses Bergbau
(LAB),

• Erarbeitung des Leitfadens für den Ein-
satz und Betrieb von Gleislosfahrzeugen

im Salzbergbau.

Die enge Zusammenarbeit und der Erfahrungs-

austausch mit Sachverständigen des Tech-
nischen Überwachungsvereins (TÜV) und der
Deutschen Montan Technologie GmbH (DMT)

Art / Bodenschatz Anzahl Betriebsbezeichnung

Kalisalz 1 K+S KALI GmbH, Zielitz, Werk Zielitz

Steinsalz 2
european salt company GmbH & Co. KG (esco), Werke
Bernburg und Braunschweig-Lüneburg
Bundesamt für Strahlenschutz, Salzgitter (BfS), Deutsche

Endlager für radioaktive Abfälle 1 Gesellschaft zum Bau und Betrieb von Endlagern für
Abfallstoffe mbH, Morsleben (DBE)

Grube Teutschenthal Sanierungsgesellschaft mbH & Co. KG

(GTS);

Versatzbergwerke 3
Gesellschaft zur Verwahrung und Verwertung von stillgelegten
Bergwerksbetrieben mbH, Sondershausen (GVV), Bergwerk

Elbingerode;
esco GmbH & Co. KG, Werk Bernburg

Versatzmaterialherstellung 1
Gesellschaft für Abfallverwertung und Recycling mbH,
Bernburg (AUREC)

Untertagedeponien 1 K+S Entsorgung GmbH, UTD Zielitz

Haldenrückgewinnungen 3 Seidelschacht, Freiesleben-Schächte, Herrmannschacht
GVV Sondershausen (Mansfelder und Sangerhäuser

Tiefbaubetriebe in Einstellung 4 Kupferschiefer, Kalibergwerk Rossleben, Rottleberode,
Strassberg)

Besucherbergwerke 5
Drei Kronen und Ehrt, Büchenberg, Wettelrode, Straßberg/
Glasebach, Sonnenberg

Besucherhöhlen 3
Rübeländer Höhlen (Herrmanns- und Baumannshöhle),
Heimkehle



Abb. 8:  Vorfelderkundung durch Hor izontalbohrungen im  Zuge der Auffahrung des St reckensystem s 2. Sohle nach

Westen zum Aufschluss des West feldes im  Kaliwerk Zielitz, K+ S Kali GmbH (Foto:  Stedingk, LAGB)

auf verschiedenen Gebieten wurden fortge-
setzt. Es wurden die Aus- und Weiterbildung
von ca. 80 Sprengberechtigten gemeinsam mit

den Werken Zielitz der K+ S Kali GmbH (K+ S)
und Bernburg der european salt compa-
ny GmbH & Co. KG (esco) durchgeführt. Hier-
bei waren neben Ausbildung und Prüfung auch
umfangreiche Überprüfungen der Zuverlässig-
keit der Auszubildenden zu leisten. Weiterhin

erfolgte die Ausstellung von Erlaubnissen nach
§ 7 Sprengstoffgesetz (SprengG) und Befähi-
gungsscheinen nach § 20 SprengG für Spreng-
arbeiten im Untertagebergbau.

Betr iebsplanverfahren und Bergaufsicht  -

Kali-, Salz-, Erz- und Spatbergbau

• K+S Kali GmbH, Werk Zielitz

Die Schwerpunkte der Betriebsplanverfahren im

Werk Zielitz bildeten die Zulassung des neuen

Hauptbetriebsplanes und die behördliche Beglei-
tung der Planungen der K+ S im Zuge der Auf-
fahrung eines Streckensystems auf der 2. Sohle

nach Westen zum Aufschluss des Westfeldes.

Des Weiteren wurden zahlreiche Sonderbetriebs-
pläne im Rahmen der Umsetzung des Planfest-
stellungsbeschlusses zur Haldenkapazitätser-
weiterung bearbeitet. Mit Blick auf die über- und
untertägige Aufsichtstätigkeit stellte das Werk
Zielitz auf Grund der Größe und Beschäftigten-
anzahl einen Aufgabenschwerpunkt für das De-
zernat dar.

• esco GmbH & Co. KG, Werk Bernburg

ImBerichtszeitraum wurde für die Tagesanlagen
des Werkes Bernburg ein neuer Hauptbetriebs-

plan für den Zeitraum 2006 bis 2010 zugelassen.
Weiterhin wurden verschiedene Einzelvorhaben

im untertägigen und übertägigen Betrieb durch
die Zulassung von Sonderbetriebsplänen bzw.
durch Nachträge zu bestehenden Betriebsplä-
nen bergbehördlich begleitet. Hervorzuheben
sind dabei insbesondere die Zulassung des
Sonderbetriebsplanes zum Fahrzeugeinsatz im

Untertagebetrieb und die genehmigungsseitige

Begleitung bei der Erneuerung der Brauchwas-
serleitung zur Saale und der Rekonstruktion des

Speichers Nord im Tagesbetrieb.





















































































































































Abb.: Bohranlage f¿r Tiefbohrung in StaÇfurt (Foto: Stedingk, LAGB)
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